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Kohlepolitik -
Chance für einen neuen Anfang 

Seit langem wissen es nicht nur die 
Experten: Die deutsche Kohlepoli­
tik belastet Stromverbraucher und 
Steuerzahler über Gebühr, wirkt 
strukturkonservierend und ruft 
énergie- und umweltpolitische 
Fehlentwicklungen hervor. 

Nun aber steht sie unter unabweis­
barem Handlungsdruck: Im März 
diesen Jahres hat die EG-Kom­
mission die Bundesregierung ver­
pflichtet, bis Ende September 1989 
einen Plan zur Umstrukturierung 
und zum Abbau der deutschen 
Kohlehilfen vorzulegen. 

Ein solches Konzept liegt aller­
dings bis heute nicht vor. Die dem 
Parlament vorgelegte Novelle des 
Verstromungsgesetzes, wonach der 
'Kohlepfennig' (siehe Kasten S. 2) 
von heute durchschnittlich 8,5% 
auf 7,5% im Jahre 1993 verringert 
werden soll, ist allenfalls ein Mini­
malschritt in die richtige Richtung. 
Die Kommission hat bereits klar­
gestellt, daß sie darin die geforder­
te dauerhafte Kürzung der Kohle­
subventionen nicht erkennen kann. 

Der Druck der Kommission, im 
Bereich der deutschen Kohlepoli­

tik Subventionen und wettbe­
werbsverzerrende Regulierungen 
abzubauen, ist zu begrüßen. Denn 
offenbar können die in ihren Posi­
tionen seit langem festgefahrenen 
Politiker und Interessenvertreter 
nur so dazu bewegt werden, auch 
diesen Bereich einer grundlegen­
den Reform zu unterziehen. 

Kohlepolitik im Zielkonflikt 

Wirtschaftspolitik betreiben heißt 
Abwägen zwischen verschiedenen 
Zielen. Das gilt auch für die Ener­
giepolitik: Sie soll ein ausreichen­
des und bedarfsgerechtes Energi­
eangebot sicherstellen, das mittel-
und langfristig Versorgungssi­
cherheit gewährleistet, zugleich 
auf lange Sicht die volkswirt­
schaftlichen Gesamtkosten mini­
miert und die Erfordernisse des 
Umweltschutzes berücksichtigt. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß 
objektive Maße dafür fehlen, 
inwieweit diese Ziele im einzelnen 
erreicht sind oder welche Anstren­
gungen eine bessere Annäherung 
an das eine oder andere Ziel wert 
wäre. Weder Umweltqualität noch 
Versorgungssicherheit sind ein­

deutig quantifizier- und meßbar. 
Kein Wunder, daß differenziertes 
Abwägen der Alternativen allzu 
oft durch griffige Formeln ersetzt 
wird. "Versorgungssicherheit hat 
ihren Preis" etwa ist der Nenner, 
auf den der Konflikt zwischen 
Kosten und Umwelt auf der einen 
und Versorgungssicherheit auf der 
anderen Seite gebracht wird. Aber 
so wird nur verdeckt, daß die 
Kosten der seit Jahren verfolgten 
Politik zum Schutz der deutschen 
Steinkohle in keinem Verhältnis zu 
dem damit erreichbaren Mehr an 
Versorgungssicherheit stehen. Und 
immer mehr rückt ins Bewußtsein, 
daß die deutsche Politik mit der 
Kohle ausgerechnet jenen Ener­
gieträger fördert, der aus Sicht der 
Umwelt problematischer ist als 
jeder andere. 

Preiswerte Energieversorgung? 

Der neuralgische Punkt der deut­
schen Steinkohle liegt in der man­
gelnden Wettbewerbsfähigkeit. 
Aufgrund der geologischen Gege­
benheiten ist es in den deutschen 
Revieren nicht möglich, Kohle zu 
Kosten abzubauen, die auch nur in 
der Nähe des Weltmarktpreises 
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Ein Faß ohne Boden: Finanzhilfen für die Kohle 

Die Politik zum Schutz der deut­
schen Steinkohle bedient sich ei­
nes Instrumentariums, das hier 
nur in seinen Grundzügen darge­
stellt werden kann. Neben Behin­
derungsstrategien gegen konkur­
rierende Energieträger wie Gas, 
Mineralöl oder Importkohle kon­
zentrieren sich die Maßnahmen 
auf den Ausgleich der Kosten­
nachteile deutscher Kohle. 

Dabei spielt der 1980 geschlos­
sene Jahrhundertvertrag die ge­
wichtigste Rolle. In dieser von 
der Politik geförderten privat­
rechtlichen Vereinbarung haben 
Bergbau und Kraftwirtschaft 
diejenigen Mengen an inländi­
scher Steinkohle festgelegt, die 
bis 1995 verströmt werden sollen. 
Das Dritte Verstromungsgesetzes 
ist die gesetzliche Grundlage für 
einen weitgehenden Ausgleich 
der Mehrkosten, die den Kraft­
werken durch die Verwendung 
deutscher Kohle anstelle preis­
günstigerer Energieträger entste­
hen. Dieser Ausgleich bemißt 
sich im wesentlichen am Preisun­
terschied zwischen Inlandskohle 
und schwerem Heizöl. Finanziert 
wird er durch den 'Ausgleichs­
fonds zur Sicherung des Stein-
kohleneinsatzes', ein Sonderver­
mögen des Bundes, dessen Mittel 
durch die sogenannte Aus­
gleichsabgabe - den 'Kohlepfen-

nig1 - beim Stromverbraucher er­
hoben werden. 1988 erreichte die 
Ausgleichsabgabe ein Volumen 
von 4,7 Mrd. DM, 1989 wird mit 
gut 5 Mrd. DM gerechnet. 

Durch das Sinken des Dollarkurses 
und der internationalen Ölpreise 
ist der Ausgleichsbedarf der deut­
schen Steinkohle in den Jahren 
nach 1985 rasch gewachsen. Der 
Kohlepfennig hätte zeitweilig 12% 
betragen müssen, um die Ansprü­
che der Kohleverstromer an den 
Ausgleichsfonds voll zu decken. 
Politisch durchsetzbar war dies 
nicht. So sind beim Ausgleichs­
fonds Defizite aufgelaufen, die 
trotz eines teilweisen Forderungs­
verzichts der Kraftwerke mehr als 
6 Mrd. DM betragen - und für die 
letztlich der Steuerzahler haftet. 

Den zweiten Schwerpunkt der fi­
nanziellen Hilfen bildet der 1969 
geschlossene Hüttenvertrag. In 
diesem Vertrag haben sich Stahl­
unternehmen dazu verpflichtet, 
ihren Kohlebedarf ausschließlich 
bei der Ruhrkohle AG zu decken. 
Diese Unternehmen beziehen 
Ruhrkohle zu einem am Preis für 
Importkohle orientierten 'Wettbe­
werbspreis'. Die öffentliche Hand 
stockt diesen Preis durch eine 
'Kokskohlenbeihilfe' so weit auf, 
daß die Gestehungskosten des 
Bergbaus weitgehend gedeckt sind. 

1988 erreichte die Kokskohlen­
beihilfe ein Gesamtvolumen von 
3,4 Mrd. DM. 

Eine 1985 vereinbarte Neurege­
lung des Hüttenvertrags soll die 
Erstattung der Mehrkosten von 
1989 bis zur Jahrhundertwende 
begrenzen. Auf der Basis einer 
von Regierung und Industrie ge­
meinsam vorgenommenen Schät­
zung werden die Hilfen plafon-
diert und für einen mehrjährigen 
Zeitraum im voraus festgelegt. 
Im November 1988 wurde für die 
Jahre 1989 bis 1991 ein Plafond 
von insgesamt 10,9 Mrd. DM 
festgelegt - der freilich über­
schritten werden kann, wenn der 
Dollarkurs oder der Weltmarkt­
preis für Kohle mehr als erwar­
tet sinken sollten. 

Über die Verstromungshilfen 
und die Kokskohlenbeihilfe hin­
aus gewährt die öffentliche Hand 
dem Bergbau eine Vielzahl wei­
terer Subventionen. So werden 
Investitions-, Stillegungs- und 
Anpassungshilfen gezahlt. Der 
Steuerzahler trägt Erblasten, 
Schrumpfungslasten und Altla­
sten mit. Die Weiterentwicklung 
der Bergbautechnik wird ebenso 
unterstützt wie der Bau von 
Bergarbeiterwohnungen. 1988 
erreichten diese Hilfen ein Volu­
men von über 1 Mrd. DM. 

liegen. Die einfach und kostengün­
stig abzubauenden Lagerstätten 
sind seit Jahren erschöpft. In ein­
zelnen Grubenbetrieben erreichen 
die Förderkosten heute 500 DM 
und mehr pro Tonne. Der Listen­
preis der Ruhrkohle AG - zugleich 
Referenzpreis für die Bemessung 
finanzieller Hilfen für die Kohle -
liegt bei 300 DM pro Tonne. Ob­
wohl sich dieser Preis in den ver­
gangenen Jahren als relativ stabil 
erwiesen hat, ist der Abstand zum 
Preis für Importkohle weiter ge­
wachsen (Grafik S. 1). 

Angesichts dieser Förderkosten 
kann sich der deutsche Steinkoh­
lenbergbau bei der Verstromung 
und der Stahlherstellung nur mit 
Hilfe umfassender Subventionen 
über Wasser halten. Dort, wo die 
Subventionspolitik für den Berg­
bau keine Nischen geschaffen hat, 
ist ihre Bedeutung gering gewor­
den (siehe Grafik S. 1). Die Kon­
struktion der deutschen Kohlehil­
fen bringt zudem mit sich, daß 
nicht nur der Preisabstand zur Im­
portkohle, sondern auch jeder 
Rückgang der Preise für Schweres 

Heizöl den Subventionsbedarf 
wachsen läßt (vgl. Kasten). Die 
Kohlehilfen beliefen sich 1988, 
vorsichtig gerechnet, auf rund 10 
Mrd. DM (siehe Tabelle S. 3). Das 
waren rund 130 DM je Tonne und 
63.000 DM pro Arbeitsplatz. Nicht 
berücksichtigt sind dabei die Fi­
nanzhilfen für die Knappschafts­
kasse, rund 9 Mrd. DM jährlich. 
Für 1989 ist eine weitere Zunahme 
der Kohlehilfen zu erwarten. 

Der hohe Subventionsbedarf des 
Steinkohlenbergbaus ist freilich 
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Öffentliche Hilfen zugunsten des Steinkohlenbergbaus 
in der Bundesrepublik Deutschland, 1980 - 1988 

1980 1982 1984 1985 1986 1987 1988 

Direkte Hilfen (Mio DM) 

Verstromungshilfen 

Kohlebevorratung 

Kokskohlenbeihilfe 

Sonstiges!) 

Insgesamt 

2039 

115 

1633 

2037 

1974 

123 

716 

1506 

2198 

125 

1707 

1158 

2114 

120 

1440 

1089 

3019 

118 

2018 

1034 

5345 

100 

3308 

1044 

4745 

111 

3424 

1071 

5824 4319 5188 4772 6189 9797 9351 

Durchschnittliche 
Direkthilfen (DM/t) 
RAG-Listenpreis (DM/t)2) 
Einfuhrpreis (DM/t)3) 

66,8 

218,5 

111.3 

48,5 

270,0 

157,7 

65,3 

289,0 

131,9 

57,9 

289,0 

148,0 

76,6 

289,0 

112,3 

128,4 

295,0 

87,2 

127,5 

295,0 

84,8 

1) Enthält nicht vom BMWi vergebene Hilfen nur unvollständig. 2) Preis für Indu­
striekohle (Ruhr-Fettkohle) für Großabnehmer, jeweils Stand 1. Juli. Der mengen-
gewichtete Durchschnittspreis liegt derzeit rund 30 DM unter dem Listenpreis. 
3) Durchschnittswerte der Steinkohleeinfuhren, c.i.f. GrenEÜbergang. 
Quelle: BMWi, VIK, eigene Berechnungen 

nicht allein auf die schwierigen 
geologischen Gegebenheiten zu­
rückzuführen. Die Subventionspo­
litik selbst hat wichtige Anreize 
zur Verbesserung der Kosten­
struktur abgeschwächt - mit der 
Folge, daß immer neue Unterstüt­
zungen notwendig wurden. 

Das gilt insbesondere für die 
Ermittlung der Kohlepreise. Ge­
mäß den Bestimmungen des Ver-
stromungsgesetzes und des Hüt­
tenvertrages werden für die Preise 
Obergrenzen behördlich festge­
legt. Diese 'Kostenpreise' orientie­
ren sich an den vom Bergbau nach­
gewiesenen durchschnittlichen 
Produktionskosten. Da aber die auf 
Informationen des Bergbaus ange­
wiesene Preisbehörde die Berech­
tigung von Kostennachweisen in 
aller Regel nicht zuverlässig über­
prüfen kann, ist sie gezwungen, die 
vorgefundene Kostenstruktur als 
gegeben hinzunehmen. 

Eine wirksame Kostenkontrolle ist 
so nicht möglich. Da die Preisbe­
hörde den Betrieben zudem ge­
wöhnlich einen prozentualen Auf­
schlag auf die Kosten als Gewinn 
zugesteht, geht von der staatlichen 

Kontrolle kein besonderer Anreiz 
aus, die Kosten zu senken. 

Weil dem Bergbau grundsätzlich 
die nachgewiesenen Durch­
schnittskosten erstattet werden, 
fehlt überdies der Druck, wenig­
stens die unrentabelsten Gruben­
betriebe zu schließen. So wird er­
klärbar, daß Grubenbetriebe mit 
fragwürdiger regional- oder ar­
beitsmarktpolitischer Begründung 
auch dann am Leben erhalten 
werden, wenn es billiger wäre, die 
Belegschaft bei vollem Gehalt in 
den Ruhestand zu schicken. 

Versorgungssicherheit? 

Das Festhalten an der Kohle und 
die damit verursachten Kosten 
werden immer wieder mit dem 
Argument gerechtfertigt, all dies 
diene der Versorgungssicherheit. 

Kritisch hinterfragt wird diese 
Behauptung in aller Regel nicht. 
Dabei gibt es eine Reihe von Tat­
beständen, die bei ihrer Bewertung 
zu berücksichtigen sind. So läßt 
sich die Kohleförderung im Kri­
senfall nicht 'über Nacht' steigern. 
Kurz- und mittelfristig kann 

Kohle etwa ausfallende Energie­
träger im wesentlichen nur in dem 
Ausmaß substituieren, in dem sie 
ihrer bisherigen Verwendung ent­
zogen wird. Zudem sind einer Sub­
stitution anderer Energieträger 
durch Kohle enge Grenzen gezo­
gen, schon weil es an den für die 
Verwendung von Kohle erforder­
lichen Einrichtungen fehlt. 

Andererseits sind die politischen 
Risiken heute weit geringer zu 
veranschlagen als noch vor zehn 
Jahren. Erdöl, für das die Kohle 
ohnehin kein voller Ersatz sein 
kann, kommt inzwischen überwie­
gend aus wenig krisenanfälligen 
Ländern. Und die Kohleeinfuhren 
unterliegen ihrerseits weit gerin­
geren politischen Risiken als der 
größte Teil der Öleinfuhr. Schließ­
lich bestehen ähnliche oder gar 
größere außenwirtschaftliche Ab­
hängigkeiten bei vielen anderen 
Rohstoffen, ohne daß man hierfür 
besondere Interventionsmechanis­
men zur Risikovorsorge für erfor­
derlich gehalten hätte - auch nicht 
für Eisenerz, bei dem die Bundes­
republik nahezu vollständig von 
Importen abhängig ist. Weshalb 
Kohle ein Ausnahmefall sein und 
bleiben sollte, wird nicht schlüssig 
begründet. 

Umweltfreundlich? 

Maßnahmen zum Schutz der Kohle 
bedeuten zugleich Behinderung 
konkurrierender Energien: So 
wird, um Kohle nicht aus der Stro­
merzeugung zu verdrängen, seit 
Jahren kein Öl- oder Gaskraftwerk 
mehr genehmigt. 

Diese Politik ist nicht nur dem Ziel 
einer preiswerten Versorgung mit 
elektrischer Energie abträglich. Sie 
schadet auch der Umwelt. Denn 
kein anderer Energieträger setzt je 
Wärmeeinheit soviel an Kohlen­
dioxid frei wie Kohle. Schwefel­
dioxid und Stickoxide lassen sich, 
wenn auch zu hohen Kosten, aus 
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den Rauchgasen entfernen. Das 
seiner Folgen für das globale Kli­
ma wegen langfristig besonders 
schädliche Kohlendioxid hingegen 
- es wird zu 50 Prozent für den be­
fürchteten Treibhauseffekt ver­
antwortlich gemacht - läßt sich 
schon mangels geeigneter Technik 
nicht zurückhalten. 

Zur Vermeidung des Treibhausef­
fektes aber auf einen geringeren 
Energieverbrauch bei uns und 
weltweit zu hoffen, wäre Illusion 
angesichts des Energiehungers der 
Dritten Welt, der zu erwartenden 
wirschaftlichen Nachholeffekte 
aufgrund von Reformen im Ost­
block und angesichts der Bedeu­
tung der Energiewirtschaft für die 
Industriestaaten. 

Dennoch könnte der Ausstoß an 
Kohlendioxid begrenzt werden: 
Durch höheren Wirkungsgrad bei 
der Nutzung fossiler Energien 
ebenso wie durch einen verstärkten 
Ersatz von Kohle durch solche 
fossile Energien, die einen gerin­
gen spezifischen Kohlendioxidaus­
stoß haben. Erdgas etwa setzt je 
Wärmeeinheit nur halb so viel 
Kohlendioxid frei wie Kohle. Ein 
dritter Weg ist schließlich die Sub­
stitution von Kohle durch nicht­
fossile Energieträger: Regenerative 
Energien und Kernenergie setzen 
kein Kohlendioxid frei. In der 
Bundesrepublik könnte freilich al­
lein die Kernenergie Kohle in 
großem Maßstab ersetzen. 

Markorientierte Reform unaus­
weichlich 

Die deutsche Kohlepolitik wird 
ihrer Aufgabe, alle Ziele der Ener­
giepolitik angemessen zu berück­
sichtigen, nicht gerecht. Sie bela­
stet Steuerzahler und Stromver­
braucher, sie behindert umwelt­
freundlichere Energieträger und 
spiegelt einen Beitrag zur Versor­
gungssicherheit vor, der weit über­
schätzt wird. 

Mithin besteht aller Grund, mit 
dem überkommenen Kohlepro­
tektionismus aufzuhören. Der 
Kronberger Kreis hat dazu in sei­
ner Schrift "Mehr Markt in der 
Energiewirtschaft" (Band 17, 
1988) dargelegt, welche Schritte 
die Politik zu gehen hat, wenn sie 
eine an marktwirtschaftlichen 
Grundsätzen und an den Zielen 
der Energiepolitik orientierte Re­
form der Kohlepolitik zuwege 
bringen will: Eine sachgerechte 
Lösung verlangt eine grundlegen­
de Abkehr von dem gegenwärti­
gen System der Kohlehilfen; not­
wendig ist zugleich die Öffnung 
der Märkte für Importkohle und 
andere Kohlesubstitute. Und 
schließlich muß eine angemessene 
Würdigung des Sicherheitsargu­
mentes zu einer vertretbaren Vor­
sorgestrategie führen, die alle 
Energieträger einschließt. 

Vorschläge dieser Art treffen seit 
jeher auf Widerstand. Aber nicht 
nur seitens der EG wächst der 
Druck, grundlegende Reformen 
einzuleiten: 

- Der Gemeinsame Markt für 
Energie wird die Versorgungs­
unternehmen unter Wettbe­
werbsdruck setzen. Die Mehr­
kosten der Kohleverstromung 
werden anders als heute nicht 
mehr ohne weiteres auf die 
Verbraucher überwälzbar sein. 

- Die revierfernen Bundesländer 
zeigen sich immer weniger dazu 
bereit, ihren Bürgern die Fi­
nanzierung der strukturkonser­
vierenden Kohlepolitik zuzu­
muten, zumal die Bergbaulän­
der die Entwicklung preiswer­
ter Alternativen zur Kohle eher 
behindern. 

- Druck kommt nicht zuletzt aus 
der Wirtschaft, die in den hohen 
deutschen Energiekosten einen 
erheblichen Nachteil im inter­
nationalen Wettbewerb sieht. 

Die Aufgaben, vor denen die deut­
sche Kohlepolitik steht, sollen 
gewiß nicht unterschätzt werden. 
So muß unter Abwägung der poli­
tischen Situation und der techni­
schen Möglichkeiten Klarheit dar­
über geschaffen werden, welcher 
dauerhafte Beitrag zur Sicherheit 
der Energieversorgung von der 
Kohle zu erwarten und auf welche 
Weise er zu erbringen ist. 

Und weit wichtiger noch: Die von 
einem Abbau der Kohlehilfen 
unmittelbar Betroffenen - die 
Menschen wie die Bergbauregio­
nen - brauchen eine annehmbare 
Perspektive. Denn auch wenn zur 
Verteidigung der Kohle immer 
wieder der vermeintliche Beitrag 
zur Sicherheit der Energieversor­
gung ins Feld geführt wird - es ist 
im Grunde stets die Angst vor den 
wirtschaftlichen Folgen und den 
unvermeidlichen Anpassungsop­
fern, die eine Reform blockiert. 

Kohlepolitik braucht langfristige 
Orientierung 

Hier kann nicht dargelegt werden, 
wie sich der Bergbau bis Mitte der 
90er Jahre im einzelnen entwickeln 
soll. Allen Unsicherheiten - von 
den Streitigkeiten im inneren bis 
hin zur Entwicklung der Energie­
märkte in Europa - zum Trotz 
scheinen die Weichen im wesentli­
chen ohnehin gestellt. Aber die 
Freiheitsgrade, die der Kohlepoli­
tik auf mittlere Sicht noch verblei­
ben, muß sie für Schritte in die 
richtige Richtung nutzen. Dies 
wiederum setzt Kenntnis des lang­
fristigen Ziels voraus. Wichtigste 
Aufgabe bei der Suche nach einer 
tragfähigen Reform der Kohlepo­
litik ist deshalb, Konsens darüber 
herzustellen, wie dem Ziel der 
Versorgungssicherheit auf Dauer 
Rechnung getragen werden soll. 

Hierzu stehen viele Wege offen. 
Das Spektrum reicht von der Vor­
ratshaltung auf der Basis von 
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Kohleimporten und unter Verzicht 
auf die Subventionierung heimi­
scher Kohle auf der einen bis zur 
Aufrechterhaltung inländischer 
Produktion auf der anderen Seite. 
Eine Entscheidung hierüber ist 
grundsätzlich politischer, nicht nur 
ökonomischer Natur. 

Hält man den Fall für irrelevant, 
daß die Deckung des deutschen 
Kohlebedarfs durch Importkohle 
für mehr als einen begrenzten 
Zeitraum - etwa ein halbes Jahr -
unterbrochen wird, dann ist Vor­
ratshaltung unbestritten die ko­
stengünstigste Lösung. Langfristig 
bestünde die Antwort auf das Ziel 
der Versorgungssicherheit in der 
Vorhaltung einer Steinkohlenre­
serve - ein Weg, den beispielsweise 
Japan gegangen ist. Die Kohlehil­
fen könnten nach einer Über­
gangsfrist entfallen; der Preis der 
als angemessen erachteten Versor­
gungssicherheit bestünde allein in 
den Kosten der Vorratshaltung. 

Zu erwarten ist freilich, daß die 
Politik ein solches Bevorratungsre­
gime für nicht ausreichend hält. 
Dann sind, auf Basis eines Kosten-
Nutzen-Kalküls, Überlegungen 
darüber anzustellen, welche För­
dermenge aus Gründen der Sicher­
heit über eine Kohlebevorratung 
hinaus aufrechterhalten und gege­
benenfalls subventioniert werden 
soll (Sicherheitsmenge). 

Die Subvention sollte sich an den 
Mehrkosten der Sicherheitsmenge 
orientieren: Wie bisher wäre also 
die Differenz zwischen dem Welt­
marktpreis und einem an den För­
derkosten orientierten Referenz­
preis für heimische Kohle zu be­
zahlen. 

Um dem Bergbau den Anreiz zu 
lassen, seine Produktionskosten zu 
senken und Rationalisierungsmög­
lichkeiten auszuschöpfen, ist aller­
dings ein wesentlich anderes Sy­
stem der Preisfindung nötig, als es 

heute vorliegt. Es wird vorgeschla­
gen, auf eine Kostenkontrolle in 
bisheriger Form zu verzichten und 
als Referenzpreis einen Festbetrag 
zu wählen, der auf konstantem 
realen Niveau zu halten wäre. (Bei 
einer Menge von zum Beispiel 
jährlich 20 bis 25 Mio t Steinkohle 
könnte der Referenzpreis den 
Betrag von 200 DM pro Tonne un­
terschreiten, wenn der Bergbau auf 
die kostengünstigsten Grubenbe­
triebe konzentriert wird.) Entspre­
chend ihrer übergeordneten ener­
giewirtschaftlichen Begründung 
sollte diese Subvention, die alle 
bisherigen Kohlehilfen ersetzt, 
nicht bestimmten Verbraucher­
gruppen angelastet, sondern aus 
allgemeinen Haushaltsmitteln fi­
nanziert werden. 

Die Sicherheitsmenge ist nicht als 
verbindliche Fördermenge zu ver­
stehen. Der Staat könnte, ja sollte 
den Bergbauunternehmen freistel­
len, nicht-subventionierte Kohle 
am freien Markt anzubieten. Diese 
Aktivitäten wären an den Nach­
weis zu binden, daß die variablen 
Kosten der frei verkauften Menge 
unter dem erzielten Erlös liegen. 
Den Unternehmen stünde der 
hieraus zu erzielende Gewinn zu, 
der steuerpflichtig und nicht mit 
Verlusten aus dem subventionier­
ten Bereich verrechenbar ist. Auf 
diese Weise würde ein Anreiz zu 
effizienter Produktion geschaffen, 
der - wird er genutzt - zudem die 
Staatskasse wieder entlasten 
würde. 

Umstellungshilfen 

Ob die Kohlepolitik langfristig auf 
Bevorratung setzt oder ob sie eine 
Sicherheitsmenge an inländischer 
Kohle aufrechterhalten will: Ak­
zeptanz wird sie nur finden, wenn 
sie den Menschen in den Bergbau­
gebieten klarmachen kann, daß sie 
nicht zu den Verlierern gehören 
werden. Und diese Aufgabe ist 
gewaltig. 

"Der Bergbau ist im Revier immer 
noch einer der wichtigsten Wirt­
schaftsfaktoren und sichert mehr 
als 300.000 Menschen einen Ar­
beitsplatz": So wie die Oberbür­
germeisterin der Stadt Hamm be­
gründen auch andere ihre Forde­
rung, an der deutschen Kohle fest­
zuhalten. Aber dieses Argument 
greift zu kurz. Denn jenseits der 
konjunkturbedingten Schwankun­
gen auf den Arbeitsmärkten waren 
es stets Produktivitätsfortschritte 
und der mit ihnen verbundene 
strukturelle Wandel, die rentable 
Arbeitsplätze geschaffen und gesi­
chert haben. 

Hinzu kommt, daß Erhaltungssub­
ventionen in der Regel beschäfti­
gungsfeindlich sind. Sie machen 
höhere Steuern und Abgaben not­
wendig oder belasten auf dem 
Wege höherer Staatsverschuldung 
die zukünftigen Steuerzahler. Sie 
verschlechtern die wirtschaftli­
chen Rahmenbedingungen für die 
nicht begünstigten Bereiche und 
schränken die Möglichkeiten für 
rentable Produktion und Beschäf­
tigung ein. Anders gewendet: Ein 
Ende der Kohlesubventionen hätte 
nachhaltige positive Beschäfti­
gungseffekte zur Folge. 

Richtig ist aber auch, daß ein 
abrupter und zudem struktur- und 
arbeitsmarktpolitisch nicht flan­
kierter Ausstieg aus der Kohle den 
Verlust Tausender von Arbeits­
plätzen bedeuten und ganze Regio­
nen vor enorme Probleme stellen 
würde. Aber eine Abfederung der 
Anpassungslasten ist möglich. 

Deshalb sollte die Politik sich 
bemühen, Strukturkonservierung 
durch Hilfe zum Strukturwandel 
zu ersetzen. Drei Gruppen von 
Maßnahmen sollten zu emem 
Bündel zusammengefaßt werden: 

1. Umstellungshilfen für die Ar­
beitnehmer. Voraussetzung für 
den Wechsel in andere Branchen ist 
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eine geeignete Ausbildung. Wo 
bergbauspezifische Qualifikatio­
nen Umstellungsschwierigkeiten 
bedeuten, sollte auf Maßnahmen 
zur Weiterbildung besonderes Au­
genmerk gerichtet v/erden. Wc der 
Wechsel des Arbeitsplatzes mit 
wirtschaftlichen Härten verbun­
den ist, könnte ein finanzieller 
Ausgleich der Mobilität der Be­
troffenen Nachschub geben. Dabei 
geht es weniger um die laufenden 
Einkommen - ein Arbeitnehmer 
im Bergbau verdient heute im 
Durchschnitt eher weniger als sein 
Kollege in der Industrie - als um 
die Vorteile, die der Bergbau bei 
der Höhe der Altersversorgung 
und beim Renteneintrittsalter bie­
tet. Deshalb sollte erwogen wer­
den, die im Bergbau erworbenen 
Ansprüche zumindest teilweise zu 
erhalten - sei es in Form eines 
erhöhten Rentenanspruchs, sei es 
im Wege einer Barauszahlung des 
kapitalisierten Anspruchs. 

2. Raumordnungs- und Sanie­
rungsmaßnahmen. Die Neuaus­
richtung der Kohlereviere auf 
andere Wirtschaftszweige wird er­
hebliche Raumordnungs- und Sa­
nierungsmaßnahmen notwendig 
machen. Weder vom Bergbau noch 
von potentiellen Investoren kann 
erwartet werden, daß sie die beim 
Rückzug der Kohle entstehende 
Industriebrache für eine neue 
Verwendung vorbereiten oder zu 
Grünzonen umwandeln. Daher ist 
zu prüfen, inwieweit die Sanierung 
von Altlasten von der öffentlichen 
Hand getragen werden kann. 

3. Ansiedlungshilfen. Die Politik 
kann die Umstrukturierung der 
Reviere fördern, indem sie sich um 
Attraktivität der Bergbaugebiete 
als Standort für andere Branchen 

Fazit: 

• Den übergeordneten Zielen der 
Energiepolitik - Preiswürdig­
keit, Versorgungssicherheit und 
Umweltverträglichkeit - wird 
die deutsche Kohlepolitik nicht 
gerecht. Sie steht unter unab­
weisbarem Reformdruck. 

• Insbesondere das Argument, das 
heutige System der Kohlehilfen 
sei für eine sichere Energiever­
sorgung unverzichtbar, hält ei­
ner Überprüfung nicht stand. 

• Auf Dauer sollte allenfalls eine 
begrenzte Sicherheitsmenge an 
inländischer Steinkohle subven­
tioniert werden. Die Hilfen sind 
so zu gestalten, daß Rationali­
sierung und Pruduktivitätsstei-
gerungen lohnend werden. 

• Die Bergbauländer und die dort 
lebenden Menschen werden bei 
einer sinnvollen Neuordnung 
des Bergbaus nicht zu den Ver­
lierern gehören. Die Anpas­
sungslasten können durch ein 
Umstellungsprogramm abgefe­
dert werden, das marktkonform 
Hilfe zum Strukturwandel bie­
tet. 

bemüht. Dies erleichtert die Ent­
scheidung, sich dort anzusiedeln 
und Arbeitsplätze zu schaffen, wo 
die vom Bergbau freigesetzten 
Menschen leben. Auch hierfür hält 
das Instrumentarium marktkon­
former Regional- und Strukturpo­
litik eine Vielzahl von Möglichkei­
ten bereit. 

Die EG-Kommission setzt derzeit 
eine solche Politik auf europäi­
scher Ebene in Gang. Noch vor 

Jahresende will sie dem Rat der 
Europäischen Gemeinschaften ein 
mit 300 bis 500 Mio Ecu dotiertes 
Umstellungsprogramm "Rechar" 
vorschlagen, das die von den natio­
nalen Regierungen ergriffenen 
Maßnahmen zum Abbau der Koh­
lesubventionen begleiten und ab­
federn soll. Bund und Revierländer 
sollten dies nicht zum Anlaß für 
eigenes Abwarten nehmen, son­
dern als Chance begreifen, eigene 
Anstrengungen wirksam zu flan­
kieren. 

Den Menschen Perspektive geben 

Was kurzfristig unbequem ist, zahlt 
sich auf Dauer aus. Je länger die 
Frist, für die man Kosten und Er­
träge des strukturellen Wandels ge­
geneinander aufrechnet, desto teu­
rer wird das Festhalten an unwirt­
schaftlichen Strukturen. Wäre der 
wünschenswerte Zustand schon 
morgen zu verwirklichen, kaum 
jemand dürfte ein größeres Inter­
esse daran haben als die Menschen 
in den betroffenen Regionen. 

Aus heutiger Sicht kann kein 
Zweifel bestehen: Mit einem 
Bruchteil dessen, was in den ver­
gangenen drei Jahrzehnten an Hil­
fen für die Kohle aufgebracht 
wurde, wäre es möglich gewesen, 
die Voraussetzungen für die An-
siedlung neuer Industrien zu 
schaffen und den Strukturwandel 
auch sozial abzufedern. Die Politik 
sollte sich deshalb nicht scheuen, 
sich beim Entwurf einer langfristi­
gen Perspektive für den Bergbau 
vom überkommenen System der 
Strukturkonservierung zu lösen. 
Die Menschen in den Bergbaure­
gionen haben mehr verdient als die 
Perspektive, nur am Subventions­
tropf überleben zu können. 
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